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Entschließung des Europäischen Parlaments zu den WTO-Verhandlungen im Bereich des 
Agrarhandels

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 13. März 2001, 25. Oktober 2001 und 
13. Dezember 2001 zu den Verhandlungen im Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Oktober 2002 (B5-0563/2002) zur 
Halbzeitbewertung der Gemeinsamen Agrarpolitik,

– in Kenntnis der Legislativvorschläge der Kommission vom 21. Januar 2003 zur 
Halbzeitbewertung der Gemeinsamen Agrarpolitik (KOM 2003/0006–0012 endg.),

– in Kenntnis des Vorschlags der Europäischen Kommission zu den Modalitäten der WTO-
Agrarverhandlungen, der vom Rat Allgemeine Angelegenheiten am 27. Januar 2003 
angenommen wurde,

A. in der Erwägung, dass die Verhandlungen über den Agrarhandel besonders sorgfältig geführt 
werden müssen, da sie Auswirkungen auf die Ernährungssicherheit eines jeden Landes und 
seiner Bevölkerung haben und da es dabei auch um die Lebensmittelsicherheit sowie die 
nachhaltige Nutzung und den Schutz von natürlichen Ressourcen und Landschaften geht,

B. in der Erwägung, dass die Handelsvereinbarungen im Agrarbereich angesichts des nach wie 
vor zunehmenden Hungers in vielen Teilen der Welt keinesfalls das Recht eines Volkes 
untergraben sollten, selbst für seine Ernährung zu sorgen sowie Zugang zu Boden, Wasser, 
Saatgut und anderen grundlegenden natürlichen Ressourcen zu haben,

C. in der Erwägung, dass bei den Verhandlungen über den Agrarhandel kein Druck auf 
Entwicklungsländer ausgeübt werden sollte, ihre Märkte für den Import landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse zu öffnen, und dass die entwickelten Länder Exportbeihilfen und andere Formen 
des Dumpings einstellen müssen, die die lokalen und regionalen Märkte und die 
Subsistenzwirtschaft im Agrarbereich in vielen Teilen der Welt zerstört haben,

D. in der Erwägung, dass die internationalen handelspolitischen Maßnahmen der EU und der 
USA für die Entwicklungsländer folglich sehr prekär sind und dass das Ergebnis des 
gegenwärtigen Stadiums der Vorschläge über die Verhandlungsmodalitäten erhebliche 
Auswirkungen darauf haben wird, inwieweit diese bereit sind, über den Rest des 
Gesamtpakets von Doha zu verhandeln,

E. in der Erwägung, dass die EU alle Formen des Dumpings unverzüglich einstellen muss; in 
der Erwägung, dass der Außenschutz gezielter gestaltet werden sollte, einschließlich der 
verschiedenen nicht handelsbezogenen Erwägungen, die im Verhandlungsvorschlag der 
Kommission enthalten sind; in der Erwägung, dass eine Einigung über einen klar definierten 
Rahmen für öffentliche Beihilfen für eine diversifizierte und multifunktionale Landwirtschaft 
erzielt werden muss,
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F. in der Erwägung, dass die EU als weltweit wichtigster Importeur landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, vor allem aus Entwicklungsländern, weitere Anstrengungen unternehmen sollte, 
um das Einkommen der ärmsten Entwicklungsländer zu erhöhen, indem sie die 
Diversifizierung der Produktion und den Ausbau der Exporte von lokal verarbeiteten 
hochwertigen Erzeugnissen in die EU unterstützt,

1. nimmt den Vorschlag der Kommission zu den Modalitäten der WTO-Agrarverhandlungen, 
der vom Rat Allgemeine Angelegenheiten angenommen wurde, zur Kenntnis;

2. begrüßt die allgemeinen Zielstellungen des Vorschlags, insbesondere die Einführung eines 
gerechten und marktorientierten Systems sowie die Förderung der nachhaltigen Entwicklung 
des ländlichen Raums und das Recht auf die Beibehaltung und Förderung eines 
Agrarmodells, das dem Umweltschutz, der Lebensmittelsicherheit, der Entwicklung des 
ländlichen Raums und der Beschäftigung Rechnung trägt;

3. kritisiert gleichzeitig die Tatsache, dass die Einkommen der Mehrzahl der Landwirte in der 
EU rasch sinken, da die Marktpreise nicht die Produktionskosten decken, während eine 
kleine Zahl von Verarbeitungsunternehmen und Händlern einen steigenden Anteil 
öffentlicher Mittel auf sich vereint; besteht deshalb darauf, dass im Rahmen des 
Verhandlungspakets eine Anpassung der Zahlungen an die Landwirte nach sozialen Kriterien 
sowie im Einklang mit den Cross-compliance-Bestimmungen zu berücksichtigen ist; betont 
in diesem Zusammenhang, dass ein System teilweise entkoppelter Beihilfen nur in 
Verbindung mit einer besonderen Form eines gezielt eingesetzten Außenschutzes und einer 
eingeschränkten Regulierung der Binnenmärkte funktionieren kann;

4. betont, dass ein erweiterter Zugang zu den Tierfutter- und Lebensmittelmärkten der EU nicht 
automatisch eine Erhöhung des Einkommens der Entwicklungsländer und ihrer bedürftigsten 
Bevölkerungsgruppen nach sich zieht; weist auf die Marktmacht einiger weniger 
multinationaler Unternehmen hin, die die industrielle Herstellung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, z. B. Hähnchen, Schweinefleisch und Garnelen, in Entwicklungsländern 
betreiben, die oftmals zu Dumpingpreisen und ohne Einhaltung der Standards im Hinblick 
auf den Umweltschutz und die Lebensmittelsicherheit auf die Märkte der entwickelten 
Länder gebracht werden;

5. betont, dass die Entscheidungen, die im Hinblick auf die Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik und die laufende Halbzeitbewertung angenommen wurden, insbesondere die 
beabsichtigte Verlagerung weg von Marktinterventionen und Exportbeihilfen hin zu 
Investitionen in die Entwicklung des ländlichen Raums und eine qualitativ hochwertige 
Produktion, zu einem wesentlichen Element der Verhandlungsstrategie der Europäischen 
Union werden müssen; gibt zu bedenken, dass die Reform ohne eine erhebliche Erhöhung 
der öffentlichen Unterstützung für die ländliche Infrastruktur, die Direktvermarktung und 
eine qualitativ hochwertige Produktion weitere negative Auswirkungen auf das Einkommen 
der Landwirte und die Beschäftigung auf dem Land haben wird;

6. fordert die Kommission auf, auf die Einbeziehung nicht handelsbezogener Erwägungen in 
die Verhandlungsmodalitäten zu bestehen, wozu die Beschäftigung als Teil der Entwicklung 
des ländlichen Raums, die Ziele des präventiven Verbraucherschutzes und der 
obligatorischen Kennzeichnung, der Umweltschutz, die öffentliche Gesundheit und der 
Tierschutz gehören; ist der Auffassung, dass kein weiterer Schritt im Hinblick auf eine 
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Öffnung der Europäischen Märkte getan werden sollte, wenn keine Einigung über die 
umfassende Einbeziehung dieser Erwägungen in die Agrarverhandlungen erzielt wird;

7. fordert die Kommission auf, die Entwicklungsländer dabei zu unterstützen, spezielle 
Schutzvereinbarungen im Hinblick auf die Sicherheit der Lebensmittelerzeugung, 
einschließlich der Subsistenzwirtschaft im Agrarbereich, sowie einen speziellen Schutz für 
Kleinbauern und ihre lokalen Märkte durchzusetzen; begrüßt den Vorschlag für die 
Einführung einer „Food security box“ und ermutigt die Kommission, die Änderung der De-
minimis-Klausel weiterzuverfolgen, um die Unterstützung für die Ernährungssicherheit und 
die Diversifizierung in der Landwirtschaft im jeweiligen Land selbst zu ermöglichen;

8. begrüßt die Zusage der Kommission, gezielte technische Hilfe zu finanzieren und 
umzusetzen, um eine nachhaltige Entwicklung des ländlichen Raums in den 
Entwicklungsländern zu fördern; weist darauf hin, dass Bildung und Ausbildung sowie ein 
besserer Zugang zu Boden und natürlichen Ressourcen für die bedürftigsten 
Bevölkerungsgruppen Vorrang haben müssen; besteht darauf, dass sich die technische Hilfe 
vorrangig auf Maßnahmen zur Ernährungssicherheit der betreffenden Länder und Regionen 
richten sollte;

9. ist der Auffassung, dass die EU entschlossen gegen die erneut erhöhten Agrarbeihilfen der 
Vereinigten Staaten eintreten sollte, die im Agrargesetz 2002 vereinbart worden sind; betont, 
dass die Verhandlungen im Hinblick auf das Blair-House-Abkommen und das Defizit der EU 
bei pflanzlichen Eiweißen das Problem der bestehenden Unausgewogenheit bei den 
Marktanteilen angehen müssen, auch in Bezug auf die Verbesserung der Fruchtfolge in der 
EU; besteht darauf, dass die EU ihr Recht verteidigen muss, Kriterien für die Vorsorge bei 
der Lebensmittelsicherheit und Standards für den Verbraucherschutz festzulegen, 
insbesondere was die Zulassung, die Rückverfolgbarkeit sowie die Kennzeichnung genetisch 
veränderter Organismen und aus ihnen hergestellter Lebens- und Futtermittel betrifft;

10. ist der Auffassung, dass die Verbraucher, einschließlich der Landwirte, das Recht haben, zu 
erfahren, wie Lebens- und Futtermittel hergestellt werden, und dass die Kennzeichnung in 
diesem Zusammenhang von besonderer Bedeutung ist; ist der Auffassung, dass die WTO-
Regeln die Bestimmungen über ein freiwilliges oder obligatorisches Kennzeichnungssystem 
nicht ungerechtfertigt einschränken dürfen; ist der Auffassung, dass die Besorgnis der 
Öffentlichkeit im Hinblick auf die ethischen Implikationen der Herstellungsmethoden, 
beispielsweise den Tierschutz bzw. die Auswirkungen der Produktion auf die 
Klimaveränderungen und den Energieverbrauch, wächst und bei den Verhandlungen 
berücksichtigt werden sollte;

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Mitgliedstaaten, der WTO, der WHO, der FAO und dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen zu übermitteln.


